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Zur Haftsituation von Bernd Rößner 


Die Entwicklung 

in den letzten Wochen 

Anfang August 1992 führten Bernds 
Anwälte ein persönliches Gespräch im 
Bundespräsidialamt über das laufende 
Begnadigungsverfahren. Danach gin- 
gen sie davon aus, daß Bernd vom Bun- 
despräsidenten begnadigt und nach 
einem 3monatigen Aufenthalt in der 
JVA Kassel entlassen werden würde. 
Bernd stimmte aufgrund dieses Ge- 
sprächs seiner Verlegung nach Kassel 
zu (vgl. Angehörigen Info Nr. 99). 

Am 15. August wurde Bernd nach 
Kassel verlegt. Der Gnadenerlaß sollte 
bis Anfang Oktober erfolgen und mit 
der Auflage verbunden sein, daß Bernd 
nach der Entlassung eine Therapie zur 
Wiederherstellung seiner Gesundheit 
durchführt. 

Anfang September teilte der zuständi- 
ge Senat des OLG Düsseldorf den 4 Ge- 
fangenen aus dem Kommando Holger 
Meins (Karl-Heinz Dellwo, Hanna 
Krabbe, Bernd Rößner, Lutz Taufer) 
mit, daß er ein Verfahren nach $ 57a 
StGB einleite. Hintergrund dafür war 
eine Entscheidung des Bundesverfas- 
sungsgerichts vom Juni ’92 zum $ 57a 
StGB. Dieser regelt, daß bei zu lebens- 
länglich verurteilten Menschen nach 15 
Jahren überprüft werden muß, ob die 
weitere Vollstreckung der Strafe zur 
Bewährung ausgesetzt werden kann. 
Dabei spielt die ‚Schwere der Schuld“ 


Sehr geehrter Herr Bundespräsident 


des/der Verurteilten eine wesentliche 
Rolle. Nach der Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichts muß das Ge- 
richt, das eine Entlassung nach $ 57a 
StGB prüft, dazu bindende Feststellun- 
gen treffen; d.h. wenn es den/die 
Gefangene/n nach 15 Jahren nicht frei- 
läßt, muß es festlegen, wie lange er/sie 
noch in Haft bleiben muß. Das war bei 
den Verfahren nach $ 57a StGB, die 
für die Gefangenen aus dem Kommando 
Holger Meins 1990 stattfanden, nicht 
geschehen. Das OLG Düsseldorf setzte 
deshalb von sich aus (‚von Amts we- 
gen“) eine neue Überprüfung nach 


$ 57a an (obwohl eigentlich die Gefan- 


genen dies beantragen müßten). Den 
Anwälten teilte das Gericht mit, auch 
wenn die Gefangenen dem neuen Ver- 
fahren nicht zustimmen würden, werde 
es Feststellungen zur ‚Schwere der 
Schuld“ treffen und damit festlegen, 
wie lange sie noch im Gefängnis bleiben 
müßten. Im Rahmen dieses Verfahrens 
setzte das Gericht einen Termin zur An- 
hörung von Bernd auf den 27.10.92 in 
der JVA Kassel fest. In der 2. Oktober- 
woche erfuhren die Anwälte, daß die 
Begnadigung von Bernd wegen uner- 
warteter bürokratischer Hindernisse 
erst Ende Oktober stattfinden solle. 
Diese Entwicklung hat viele Men- 
schen betroffen gemacht und alarmiert. 
Sie befürchten, daß das OLG mit einer 
Entscheidung gegen Bernds Entlassung 


Sie wollten sich Ende September /Anfang Oktober mit der Begnadigung von 
Herrn Bernd Rößner befassen. Eine Entscheidung steht aus. 

Herr Rößner befindet sich seit 17 Jahren in Haft und ist vchwerkrunk Er hätte 
eigentlich nach 15 Jahren freigelassen werden müssen. Eine Freilassung wurde 
abgelehnt, weil Herr Rößner einen bewaffneten Kampf gegen einen faschisti- 
schen Staat nicht ausschließen konnte. Haben nicht eher zu wenige gegen den 


Nationalsozialismus gekämpft ? 


Herr Bundespräsident, nehmen Sie Ihr Recht auf Begnadigung wahr und sor- 


gen Sie dafür, daß Herr Rößner freikommt. 


VVN/BdA (Vereinigte der Verfolgten des Naziregimes/Bund der Antifaschisten) Köln, verabschiedet am 


14. 10.92 





der Begnadigung zuvorkommen und so 
die Entscheidung des Bundespräsiden- 
ten negatıv beeinflussen könnte oder 
daß es sich ohnehin nur um ein abgekar- 
tetes Spiel zwischen den verschiedenen 
beteiligten staatlichen Stellen handelt. 
Eine Reihe von Gruppen und Zusam- 
menhängen mobilisiert deshalb zu ver- 
schiedenen Aktionen in den nächsten 
Jagen zur Unterstützung von Bernd 
(s. Ankündigungen nächste Seite). 
Die Informationen, die wir haben, 
lassen eine eindeutige Einschätzung des 
gesamten Sachverhalts nicht zu. Klar 
ist, daß das Verfahren nach $ 57a 
StGB den Begnadigungsprozeß stört 
und unterlaufen könnte. Andererseits 
gibt es Anzeichen dafür, daß es zwi- 
schen dem Anhörungstermin und der 
Verschiebung der Begnadigung keinen 
Zusammenhang gibt und der Bundes- 
präsident das Begnadigungsverfahren 
bis Ende Oktober abschließen wird. 
Zum neuesten Stand verweisen wir 
auf den Bericht über das Gespräch im 
Bundespräsidialamt. (d. Red.) 


Der letzte Stand 

Lutz Rosenkötter, Günter Sonnenberg 
und eine Vertreterin der Gesundheitsin- 
itiative Frankfurt waren am 20.10. im 
Bundespräsidialamt. Um 11 Uhr hatten 
sie ein Gespräch mit Dr.Spath, den 
Vertreter von Dr. Ade, der der Beauf- 
tragte des Bundespräsidenten im Gna- 
denverfahren von Bernd ist. 

Sie fragten nach dem Stand des Gna- 
denverfahrens und begründeten die 
Dringlichkeit einer schnellen Entschei- 
dung des Bundespräsidenten mit Bernds 
Gesundheitszustand. Besonders er- 
wähnten sie, daß sich dieser rapide ver- 
schlechtert hat, nachdem Bernd davon 
erfahren hat, daß die Gnadenentschei- 
dung sich immer weiter verzögert und 
daß das OLG Düsseldorf eine Anhörung 
für den 27. 10. anberaumt hat. 

Dr. Spath meinte, er sei über den Ge- 
sundheitszustand von Bernd unterrich- 
tet. Es seien viele Zuschriften beim 
Bundespräsidenten von Organisationen 
und Individuen eingegangen (u.a. auch 
vom AStA Bonn). Dr.Spath betonte 
mehrmals, daß der Bundespräsident an 
einer menschlichen Lösung auch in 
Bernds Sinne interessiert sei. Es hätten 
sich jetzt juristische Hindernisse erge- 
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ben, die er jedoch nicht näher erläutern 
wollte. Sie würden nach Wegen suchen, 
diese Hindernisse zu überwinden. Der 
Bundespräsident würde sich noch am 
selben Tag, den 20. 10., mit dieser An- 
gelegenheit befassen. In diesem Zusam- 
menhang vereinbarte Dr.Spath mit 
Lutz Rosenkötter für den 21.10. ein 
Telefongespräch. Er hoffe, ihm dann 
einen Bescheid geben zu können. 


Es ist dringend notwendig, weiterhin 
beim Bundespräsidenten (Fax: 0228/ 


200200, Tel.: 0228/2000) und 
bei der Bundesjustizministerin (Fax: 
0228/9843253... Iel.: 
anzurufen oder zu faxen. 

Entwurf für eine Resolution: An den 
Bundespräsidenten: Wie wir/ich erfah- 
ren habe/n, ist die Begnadigung von 
Bernd Rößner jetzt immer noch nicht 
entschieden worden. Trotz Zusage vor 


längerer Zeit. Wirlich sorge/n uns/mich 
um das Leben von Bernd Rößner und: 


Jorder(e)n Sie auf, Ihre Zusage sofort 
einzulösen. 


Bernd Rößner muß sofort raus! 
Freiheit für alle politischen Gefangenen! 


; Demo und Knastkundgebung 

| am 24.10. in Celle 

| Demonstrationsbeginn: 12 Uhr, 
| Großer Plan; Knastkundgebung: 14 
| Uhr, Triftanlagen. 


| Kundgebung am 24. 10. 
in Karlsruhe 
Treffpunkt: 11 Uhr, Marktplatz 


Präsenz vor dem Knast Kassel 

Wir werden ab Sonntag, dem 
25. 10., vor dem Kasseler Knast prä- 
sent sein, wo Bernd immer noch ge- 
fangen ist. In dieser letzten Oktober- 
woche will (angeblich?) Weizsäcker 
entscheiden — und hier in Kassel will 
am 27.10. das OLG Düsseldorf die 
Anhörung bei Bernd durchführen. 

- Bisher steht, daß Sonntag, 25. 10., 
ab 12 Uhr verschiedene Leute/ 
Gruppen vor dem Kasseler Knast ste- 
hen werden, 

dies wird am Montag, 26. 10., und 
Dienstag, 27.10., von anderen 
Gruppen fortgesetzt. | 
Wir haben Interesse aus verschie- 
denen Städten mitgekriegt und fän- 












den gut, wenn sich Leute oder Grup- 
pen überlegen, an diesen Tagen mit- 
zumachen oder weitere Tage die Prä- 
senz vor dem Knast zu übernehmen. 
Ort: Windmühlenstr. 35, 3500 Kas- 
Sela 

Koordination über: 
522907 am Fr., 
Uhr. 

Meldet Euch auch, wenn Ihr andere 
Initiativen überlegt! 


Tel.: 
23.10., 


(0221) 
18-20 


Treffen zu Bernd in Kassel 
am 31. 10. / 1. 11. 92 
Beim letzten Treffen am 3.10. in 
Kassel waren Menschen aus Göttin- 
gen, Berlin, Nürnberg, Celle, Frank- 
furt und Kassel. Es wurde beschlos- 
sen, am Wochenende - 30.10./ 
1. 11. ohne den sonst üblichen Zeit- 
druck über die letzten Erklärungen 
der RAF, Einschätzungen zur Kin- 
kel-Initiative / Freilassungskampag- 
ne und praktische Initiativen zu dis- 
kutieren. 

Am Samstag stehen ab 11 Uhr die 
Erklärungen der RAF, Stellungnah- 
men der Gefangenen und Kritikpa- 


Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes/Verband der 


Antifaschisten, Berlin: 


Klaus Croissant immer noch in Haft 


eit über drei Wochen wird unser 

VVN/VdA-Mitglied: Rechtsanwalt 
Dr. Klaus Croissant wegen angeblicher 
Fluchtgefahr in Haft gehalten. Nach 
zwei Wochen wurden ihm erstmalig Post 
und eine Tageszeitung ausgehändigt. 
Inzwischen durfte er einmal (!) nach An- 
tragstellung in Karlsruhe Besuch von 
seiner: Lebensgefährtin erhalten. Der 
gesamte Außenkontakt läuft über seinen 
Rechtsanwalt Dr. Zieger ... 


Ihm wird „geheimdienstliche Agenten- 
tätigkeit für eine fremde Macht‘ vorge- 
worfen. Die Bundesanwaltschaft in 
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Karlsruhe hat mit diesem ‚‚Vorwurf“ 
mehrere hundert Ermittlungsverfahren 
gegen BürgerInnen der alten Bundeslän- 
der eingeleitet: Inhaftiert wurde — so- 
weit bekannt — als einziger Klaus 
Croissant. Entscheidend ist für uns, daß 
Klaus sich unter den derzeitigen Haftbe- 
dingungen nicht selbst verteidigen bzw. 
gegen die Vorwürfe Stellung nehmen 
kann 


Wir können uns nicht des Eindrucks 
erwehren, daß die bundesdeutsche Ju- 
stiz hier eine alte oder neue (?) Rech- 
nung:an einem unbeugsamen Kritiker 
volistrecken will. Rachejustiz? 





Überlegt Euch alle was — diese Woche 


: -ist entscheidend für Bernd! 
0228/580) 





Nachdem es bei Angelika Goder, ehe- 
malige Gefangene aus der Bewegung 
2. Juni, die ganzen Jahre seit ihrer be- 
Jristeten Haftunterbrechung unklar war, 
ob sie nicht doch wieder zurück in den 
Knast muß, ist ihre Reststrafe von rund 4 
Jahren jetzt endlich auf 5 Jahre zur Be- 
währung ausgesetzt worden, und zwar 
ohne eine vorherige Anhörung. 


piere auf der „Tagesordnung“. An- 
gestrebt wird eine Diskussion, in die 
auch die Erfahrungen in den einzel- 


: nen Städten einfließen. 


Am Sonntag sollen praktische In- 
itiativen zur sofortigen Freilassung 
der Haftunfähigen und der Gefange- 
nen, die Haftprüfungstermine stel- 
len, entwickelt und weiter erörtert 
werden, wie die Zusammenlegung 
der anderen als Schritt zur baldigen 
Freilassung durchgesetzt werden 
kann. Zur Diskussion steht dabei 
nach wie vor, noch in diesem Jahr 
einen dezentralen Aktionstag durch- 
zuführen. In diesem Zusammenhang 
ist es wichtig, daß die Teilnehmerin- 
nen in ihren Zusammenhängen vorab 
klären, was die einzelnen Städte / In- 
itiativen sich vorstellen können. Das 
Treffen soll gegen 15 Uhr am Sonn- 
tag zu Ende gehen. 

Ort: ‚BAZILLE, Sickingenstr. 10; 
3500 Kassel (Nähe alter Hauptbahn- 
hof) 

Freitag, 30. 10., ab 20 Uhr Anreise, 
Schlafplatzbörse etc. Ä 
Treffen von Samstag, 31.10., 1 
Uhr (pünktlich!) bis Sonntag, 
1. 11., 15 Uhr. 

Meldet Euch bitte unter (0561) 
775307 (Donnerstag ab 20 Uhr). 



















Klaus war einer der wenigen Linken, 
die zur Zeit der RAF-Prozesse im In- 
und Ausland erfolgreich gegen deutsche 
Sondergesetze und Isolationshaft über- 
zeugend agieren konnten. Auch ist er 
bis zum heutigen Tage für seinen har- 
ten, engagierten Einsatz gegen alte und 
neue Nazis bekannt. Und innerhalb der 
VVN/VdA war er der begleitende 
Rechtsanwalt für Kreuzberger Kamera- 
dInnen, die ihre Bespitzelung durch den 
Berliner Verfassungsschutz aufklären 
wollten. | 

Nun soll Klaus Lageberichte über 
Berliner Grüne und Autonome an die 
Stasi weitergegeben haben; hat die 
Bundesanwaltschaft ihr Herz für die al- 
ternative bzw. autonome Szene ent- 
deckt? Wer ist so blauäugig, dies zu 
glauben? | 

Aber die Groteske erfüllt ihren 
Zweck: Teile der Linken und ihrer 


Presse ergehen sich in Vorverurteilung, 
wüsten Hetztiraden, Verratsvorwürfen. 

Wer verrät wen? 

Egal. Die Breitseite hat getroffen. 
Später wird niemanden interessieren, 
was an den Verratsvorwürfen zutrifft. 
Aber Opfer derartiger Kampagnen sind 
oft genug beruflich ruiniert und poli- 
tisch isoliert. 

Und wem nützt all dies? 

Der politische Gegner lacht sich ins 
Fäustchen, der Verfassungsschutz lacht 
mit. Die Linke zerschlägt sich selbst, 
die Brandsätze legen nach Bedarf dieje- 
nigen, die sich die Produkte der Stasi- 
Sammelwut unter den Nagel gerissen 
haben, die sog. Gauck-Behörde und die 
Staatssicherheit / West. 

Zusammenfassend bleibt festzuhal- 
ten: 

1. Eine kritische und harte Debatte 
über die DDR-Stasi, ihre Verflechtun- 
gen und Verstrickungen kann im derzei- 
tigen politischen Klima nicht stattfin- 
den. Die Instrumente einer West-Justiz 
sind dafür kontraproduktiv. Sie verhin- 
dern geradezu eine offene und kritische 
Auseinandersetzung. 

2. Die Stasi-Debatte verkommt zur 

Vielzweckwaffe mit zwei Haupizielen: 
— zum einen ein großangelegtes Ab- 
lenkmanöver von den Resultaten einer 
völlig verfehlten Politik; sozialer Ab- 
stieg, Arbeitsplatzverlust, Treuhand- 
Kolonialisierung, finanzielle Misere. 
— Zum anderen eine Kaltstellung linker 
Systemkritiker durch Diffamierung, 
Strafverfolgung, Rufmord — auch aus 
den eigenen Reihen! 

Dies funktioniert immer besser! 


Wir müssen uns gemeinsam — Ver- 


dächtigte und noch nicht Verdächtigte 
— gegen die beginnende Zerstörung 
bzw. Lähmung linker Zusammenhänge 
wehren. Solidarität — auch kritische — 
ist gefragt. Deshalb: 

Keine Gesinnungshaft für 
Croissant! 

Wir fordern seine sofortige Haftent- 
lassung! 

Für den Vorstand der VVN/VdA: Burkhard Heer, 
Uwe und Marina Doering (aus: Berlin Extra, 
9. 10. 92) 


Klaus 


Die Anzeige, die wir in der letzten Aus- 
gabe des Angehörigen Info abgedruckt 
haben, ist am 10.10. im Berliner Ta- 
gesspiegel erschienen — zusammen mit 
über 200 Unterzeichnerinnen und Un- 
terzeichnern. Die ‚Vereinigung Berli- 
ner Strafverteidiger e.V.“ hat außer- 
dem in einem Brief an den Ermittlungs- 
richter am BGH die sofortige Freilas- 
sung von Klaus Croissant gefordert. 


Um diese und weitere Anzeigen finan- . 


zieren zu können, sind dringend Spen- 
den nötig. Spendet bitte auf das Solida- 
ritätskonto : 

Bernd Biniek, Sonderkonto, Postbank 
Berlin, BLZ 10010010, Konto-Nr. 


0518536-103. 
Alle diejenigen, die mitarbeiten 
möchten bzw. weitere Informationen 


benötigen, wenden sich bitte an: Bernd 


Biniek, Goltzstr. 32, 1000 Berlin 30, 
Tel. : (030) 2153982. (d. Red.) 


Hamburg :Ein Vorschlag für eine gemeinsame Veranstaltung 
zum Prozeß gegen Honecker, Mielke, Stoph u.a. 


„Nülpste, kotzte, stank und schrie: 
Freiheit und Democracy .. <“ 


icht nur der DDR wird dieser 

Prozeß gemacht! 
Angeklast sind im bekanntesten der 
Verfahren gegen DDR-Größen wegen 
„Schießbefehl‘“‘ und ‚‚Todesschüssen‘“ 
Honecker, Mielke, Stoph, Keßler, Stre- 
letz und Albrecht. Ist eigentlich der Lin- 
ken bekannt, wer diese Menschen sind? 
In der Offentlichkeit werden darge- 
stellt: 

Erich Honecker als der uneinsichtig- 
starrsinnige, ewiggestrige große Vorsit- 
zende, dessen Allmacht unbeschränkt 
das DDR-Volk über Jahrzehnte knech- 
tete ; 

Erich Mielke als der sich altersdebil 
gebende Simulant, das Monster, das die 
„Krake Stasi“ unter sich hatte (er gab 
Ende August 1992 dem Spiegel ein sei- 
tenlanges Interview), 

Will Stoph als der unscheinbare 
Herr, der er schon zu Amtszeiten war 
und an dem sich auch jetzt niemand reibt 
(der aber in konkret 6/92 als erster eine 
grundsätzliche Stellungnahme zu seiner 
Verantwortung und der Siegerjustiz der 
BRD abgegeben hat) ; { 

Praktisch nicht bekannt und in der Of- 
fentlichkeit kaum erwähnt sind der ehe- 
malige Armeegeneral und Minister für 
Nationale Verteidigung Heinz Keßler 
(während des 2. Weltkriegs Mitbegrün- 
der des ‚‚Nationalkomitees Freies 
Deutschland‘ und aktiver Kämpfer zum 


Sturz des deutschen Faschismus) ; Fritz 


Streletz (früher Sekretär des Verteidi- 
gungsrates der DDR) und Hans Al- 
brecht (früher 1. Sekretär der Bezirks- 
leitung Suhl). 

Gibt es einen Grund, sich mit diesen 
Menschen zu solidarisieren? Hat nicht 
ein Großteil der Linken in der BRD die 
DDR als nicht sozialistisch beurteilt, als 
„revisionistisch“ oder gar ‚‚sozialfa- 
schistisch““ abgelehnt? Haben nicht 
Tausende von an die DDR als sozialisti- 
schen Staat glaubende Mitglieder der 


.DKP die Partei fluchtartig verlassen, als 


die DDR und damit jahrzehntelang ge- 

hegte Illusionen zusammenbrachen? 
Voraussetzung für eine gemeinsame 

Diskussion, den Versuch einer Ein- 


‚schätzung, die von vielen geteilt (weil 


verstanden) wird, und für die Entschei- 
dung über die Konsequenzen, die wir 


daraus ziehen, ist ein gleicher Informa- 
tionsstand. Der ist weder bezüglich der 
Fakten, die in dem Strafverfahren 
„Mielke, Honecker u.a.‘ vorgewor- 
fen werden, noch bezüglich der Ge- 
schichte der DDR und ihrer Entwick- 
lung in der westdeutschen Linken vor- 
handen. 

Die von uns vorgeschlagene Veran- 
staltung (und das darauffolgende Semi- 
nar) soll dazu dienen, diesen Mangel zu 
beheben und ein Schritt auf dem Weg zu 
gemeinsamem Handeln sein. 


A. 
Wir stellen uns eine (Diskussions-) Ver- 
anstaltung vor, die sich an die Öffent- 
lichkeit richtet und auf der Verteidi- 
ger(innen) aus dem oben genannten Pro- 
zeß (RA Friedrich Wolff/ Erich Ho- 
necker; RAin Gabriele Heinecke/ 
Willi Stoph) und Historiker (Prof. Sieg- 
frided Prokopp/Berlin) und ein Ange- 
höriger der Angeschuidigten sprechen. 
Diese Veranstaltung soll sich mit der 
Beurteilung des staatlichen Vorgehens 
und nicht schwerpunktmäßig mit der 
Frage beschäftigen, was in der DDR 
falsch gemacht worden ist und ob es nun 
Sozialismus war oder nicht. Folgender 
Inhalt wäre denkbar (Thesen) : 

I. 
1. Die bundesdeutsche Justiz hat (so- 
wohl nach dem Recht der BRD als auch 
völkerrechtlich) kein Recht, über ehe- 
malige Repräsentanten eines anderen 
souveränen Staates zu Gericht zu sitzen. 
Das bedeutet, im nachhinein die Eigen- 
staatlichkeit der DDR zu leugnen. 

2. Der Prozeß ist Folge der Annexion 
der DDR und Siegerjustiz. Das Vorge- 
hen gegen Repräsentanten eines annek- 
tierten Landes hat Parallelen: Nach der 
Annexion Österreichs im Jahre 1938 
wurde Kanzler Schuschnigg, der eine 
Zusammenarbeit mit den Hitlerfaschi- 
sten standhaft verweigert hatte, unver- 
züglich in Gestapo-Haft genommen und 
später ins KZ gesteckt (wie es in der 
Tschechoslowakei war, wäre interes- 
sant zu wissen). 

3. Es gab in der DDR keinen ‚‚Schieß- 
befehl“, er ist ein von der Springerpres- 
se erfundenes und der Staatsanwalt- 
schaft übernommenes Phänomen, mit 
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dem bis heute die Haftbefehle aufrecht- , 


erhalten werden, obwohl die im Mai: 


1992 erhobene Anklageschrift selbst 
von dieser Konstruktion abweicht. Die 
gesetzliche Grundlage des Schußwaf- 


fengebrauchs seit 1982 (Grundlage der 


Haftbefehle sind Tötungen an der Gren- 
ze zwischen 1983 und 1989), $ 27 des 
Grenzgesetzes, ist fast wortgleich mit 
entsprechenden Regelungen der BRD 
und wurde von diesen abgeschrieben. 

4. Die Anklageschrift vom 
12.5.1992 ist ein Dokument politi- 
scher Willkür, das strafrechtliche Ver- 
antwortlichkeiten der Angeschuldigten 
pauschal mit „ihrer Rolle im Staatssy- 
stem“ begründet. Grundlage der Kon- 
struktion ist die Qualifizierung der DDR 
als totalitärer, verbrecherischer Staat, 
vergleichbar mit der ‚Stalin-Diktatur“‘ 
oder dem Hitlerfaschismus. 

5. Der Mauerbau vom 13.8. 1961 
erfolgte in einer existentiell bedrohli- 
chen Lage, die durch den Kalten Krieg 
(und entsprechende Kriegsvorberei- 
tungsmaßnahmen der NATO), die Ein- 
bindung in die Entscheidungen des War- 
schauer Paktes, durch die Gefahr des 
Ausblutens und des ökonomischen Zu- 
sammenbruchs aufgrund der massen- 
. haften Abwerbung qualifizierter Fach- 
kräfte gekennzeichnet war. 

6. Die Alliierten und auch Adenauer 
waren vor Errichtung der Mauer über 
das Vorhaben von den Sowjets infor- 
miert und waren damit einverstanden. 
- Kennedy schrieb in seinen Memoiren, 
ihm sei mit dem Mauerbau ein Stein 
vom Herzen gefallen. 

7. Ziel des Verfahrens ist nicht nur die 


Kriminalisierung einer ganzen Regie- 


rung, sondern die Kriminalisierung 


eines Systems, nämlich des Versuchs, N 
den Sozialismus auf deutschem Boden 
aufzubauen. Und das ist für die herr-: 


schenden Bourgeoisie verständlicher- 


weise das schwerste denkbare Verbre- 


. chen! 

II. E 

Welche. gesellschaftliche Situation be- 
gleitet diesen Prozeß? . Pe 

1. Wir befinden uns in der Phase der 
völligen Zersetzung des bürgerlichen 
- Rechts. 

2. Um den neuen A eben als Welt- 
macht bei der Neuaufteilung der Welt 
und den damit verbundenen Kriegskurs 
nach innen und außen gerecht werden zu 
können, wird neues ‚Recht‘ gesetzt. 
Gar nicht einmal so sehr dadurch, daß 
— wie in den Bereichen Asyl, Soziales, 
Polizei- und Strafverfahrensrecht — 
schon neue Unrechtsnormen aus den 


Druckmaschinen der Bundesdruckerei 
nicht einmal 


fallen, obwohl die ‚‚alten‘“ 
getrocknet sind. Sondern dadurch, daß 
offen entgegen geltendem Recht Fakten 
geschaffen werden, wie beim bereits 


.. praktizierten weltweiten Einsatz der 


Bundeswehr (Rußland, Jugoslawien, 
Irak, Somalia, Kambodscha). 
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3. Staatliche Übergriffe gegen Linke 


Ke 7-Gipfeẹl — München, Streibl: 
„bayerische Art“‘/ Einkesselung von 
4000 Antifaschisten am 29.8.92 in 
Bad Doberan auf dem Weg nach Ro- 


stock — Bürgerkriegsaufgebot von Tau- 
senden von Polizisten und Bundes- 


grenzschutz gegen die Antifa) werden 
Alltag. Soweit die Justiz sie in der Ver- 
gangenheit nicht akzeptiert hat, behaup- 
tet: die Exekutive, es handele sich um 
„nicht vergleichbare Sachverhalte“. 


4. Es herrscht staatlicher Rassismus,,. 


der die Pogrome gegen Ausländer her- 
vorgebracht hat. Nachdem Flüchtlings- 
und Ausländerheime samt Insassen vor 
den Augen von Polizeieinheiten nieder- 
brennen, nachdem der schwarze Arbei- 
ter Amadeo in Eberswalde vor den Au- 
gen von drei Polizeibeamten von Ju- 
gendlichen erschlagen wird ..., wird 
den Tätern im nachhinein durch den 
Schrei nach weiterer Verschärfung des 
Asyl- und Ausländer,,rechts‘‘ (oder 


auch durch das Abkommen zwischen 


Rumänien und der BRD über die unbü- 
rokratische „Rücknahme“: von Roma 
und Sinti, die in Rostock-Lichtenhagen 
unter die Balkons des Flüchtlingslagers 


gepfercht wurden und so den Unmut der 


Anwohner erregten) „Recht“ gegeben. 
5. Gegen den imperialistischen Krieg 
und auf die Befreiung der Völker ge- 
richtete Ideologien und ihre Träger wer- 
den vom Staat bekämpft und willkürlich 
kriminalisiertt (so:  Wehrkraftzerset- 
zungsprozesse, PKK-Prozesse, IRA- 
Prozeß). Nach der jahrzehntelangen 
Verharmlosung des Faschismus folgt 
jetzt geballt der Angriff auf den Antifa- 


schismus, auf den Kommunismus und. 


auf die bürgerliche Demokratie. 


a) Während die Witwe des Volksge- 
richtshof-Blutrichters Freisler, der un- 
zählige Todesurteile gegen Gegner des 
Faschismus verhängte, durch Urteils- 
spruch ihre Witwenrente bezieht (,‚was 
gestern Recht war, kann heute nicht Un- 
recht sein‘ — Filbinger), erhalten ehe- 
malige antifaschistische Widerstands- 
kämpfer und DDR-Bürger in diesen Ta- 
gen Schreiben einer „Kommission der 
BRD zum Versorgungsruhens- und Ent- 
schädigungsrentengesetz‘“‘ mit der An- 
kündigung, daß ihre Verfolgtenrente 
aberkannt werden soll, weil „der Be- 


rechtigte oder derjenige, von dem sich 
die Berechtigung ableitet, gegen die 


Grundsätze der Menschlichkeit oder der 
Rechtsstaatlichkeit verstoßen .. <“ hat 
(in der BRD war die Zahlung von 1 Ent: 


schädigungsrenten an verfolgte Antifa- 


schisten und Kommunisten sowieso un- 
üblich). 

b) Der Thälmann-Mörder Wolfgang 
Otto wird nach jahrzehntelanger Ver- 
schleppung der Ermittlungen und des 
Verfahrens durch die Staatsanwalt- 
schaft und zwischenzeitlicher Verurtei- 
lung endgültig freigesprochen. 


c) Der Antifaschist Gerhard Bögelein 


_ wird vom Landgericht Hamburg zu le- 


benslanger Haft verurteilt, weil er einen 
Nazi-Blutrichter im Kriegsgefangenen- 
lager getötet haben soll. Die Ermittlun- 
gen erfolgten in den 50er Jahren durch 
einen Staatsanwalt, der noch in den letz- 
ten Kriegsjahren zum Richter beim 
Volksgerichtshof aufstieg. 

d) Der absurde Mielke-Prozeß wegen 
Polizistenmordes im Jahre 1932 
schleppt sich vor dem Landgericht Ber- 
lin auf Grundlage der von GeStaPo-Fol- 
ter erpreßten Aussagen dahin. 

e) Bis zum heutigen Tage wurde nie 
einer der Nazirichter — Mörder in Robe 
— wegen ihrer Willkürurteile zur Re- ` 
chenschaft gezogen. Dagegen gibt es 
eine Flut von Ermittlungsverfahren ge- 
gen ehemalige Richter der DDR. Zwei 
sitzen in Leipzig in Haft (Richter der 
Waldheim-Prozesse gegen Nazi-Ver- 
brecher). 

z IH. 

Ein Ziel der aktuellen Ermittlungen / 
Inhaftierungen/Prozesse ist die Vor- 
führung ihrer Regierung vor die ehema- 
lige DDR-Bevölkerung als gemeine 
Verbrecher. Ziel ist aber auch, Verwir- 


rung und Entsolidarisierung unter der 
Linken zu schaffen. Dies zeigen beglei- 


tende Tatsachen: daß gegen Honecker, 
Mielke und Stoph neben der Anklage 
wegen Totschlags am 3.7.1992 auch 
noch eine 67seitige Anklage wegen 
Vertrauensmißbrauchs erhoben wurde, 
in der sich die Staatsanwaltschaft der 
Ermittlungsgruppe ‚‚Regierungskrimi- 
nalität‘‘ bei dem Kammergericht Berlin 
in eindrucksvoller Weise um eine ‚vor- 
sätzliche Schädigung des sozialistischen 
Eigentums“ sorgt. Dies ist absurdes 
Theater! (Denn die Strafvorschrift, um 
die es geht, wurde bereits mit Volks- 
kammerbeschluß vom 29.6.1990 — 
mit einem verfassungswidrigen Aus- 
nahmevorbehalt für laufende Ermitt- 
lungsverfahren — abgeschafft); das 
zeigt auch die Verhaftung von RA Klaus 
Croissant mit der geradezu lachhaften 
Begründung, er habe Informationen 
über die linke und alternative Szene an 
das MfS der DDR weitergegeben. 


a Ga. 

Zweitens stellen wir uns ein am näch- 
sten Tag (einem Samstag) durchzufüh- 
rendes Seminar vor, auf dem „wir unter 
uns‘ einen Anfang machen, um zu klä- 
ren, warum der Versuch eines sozialisti- 
schen Aufbaus in der DDR gescheitert 
ist. a T 

Darüber — und auch über den Zeit- 
punkt des Scheiterns — gibt es unter- 
schiedliche Standpunkte, die hier nicht 
dargestellt werden sollen, vor dem Se- 
minar den Teilnehmern aber bekannt 
gemacht werden sollten. (Olga Hinrichs) 





D er Kurde Şükrü Şimşek, der als po- 


1986 in Hamburg lebt; wurde am 1. 10. 
in der Ausländerbehörde verhaftet. 
Als er seine Aufenthaltsgestattung 


verlängern lassen wollte, wurde er von, 


FIeSSeRrKärung des Informations-Zentrums für Freie Völker 
litischer Flüchtling seit September. 


Hamburg: Sükrü Simsek 


‚in.Abschiebehaft 


3 Zivilbeamten i in ‚Abschiebehaft abge- REEN 


führt. 


Schon 1991 war lasse: in der 


Ausländerbehörde festgenommen wor- 
den. Aufgrund Öffentlichen Drucks 
wurde damals seine Aufenthaltsgeneh- 
migung verlängert. Am 24. April 1991 
— während des Golfkrieges — hatten 11 


AntifaschistInnen aus der Türkei und. 


der BRD eine Sitzung der Hamburger 
Bürgerschaft gestört und unterbrochen, 
um gegen die drohende Abschiebung 
der Familie Simsek zu protestieren. 

Sükrü Simseks Asylantrag wird, 
ebenso wie die Asylanträge vieler politi- 
scher Flüchtlinge aus der Türkei, seit 
Jahren abgelehnt. o0., 

Sükrü Simsek lebt mits seiner Frau und 
seinen 3 kleinen Kindern in Hamburg. 
Auch seine Frau, Selver Şimşek, mußte 
die Türkei aus politischen Gründen ver- 

lassen. 

Bis zum .10:8. 1992 gab es u.a. in 


Hamburg einen Abschiebestopp für 
Kurden aus der Türkei. Er war verfügt. 
worden aufgrund der Massaker des tür- 
kischen Militärs gegen die- kurdische. 
Zivilbevölkerung und: wegen des öffent- _ 
lichen Drucks in ne uud: der K 


BRD. 


ker an kurdischen Oppositionellen und 


an der Zivilbevölkerung weitergehen. _ 


Bereits seit vorletzter Woche (5. 10.) 


befindet sich der Gefangene 
Heinz-Günther Funk in der 
Justizvollzugsanstalt:-:: Bielefeld 


Hunger- und Durststreik gegen die 
Verschärfung seiner Haftbedingungen. 
Schon nach wenigen Tagen besteht bei 


einem Durststreik :akute Lebensgefahr, _ 
schwere gesundheitliche Schäden sind. 


unausbleiblich. 

Heinz-Günther Funk ist einer von 120 
Gefangenen, die im: Oktober 1990 das 
Dach der JVA Rheinbach bestiegen, um 
friedlich gegen Mißstände und un- 
menschliche Haftbedingungen zu prote- 


stieren. Ihre Aktion richtete sich gegen. 
Isolationshaft, unzureichende medizini- 


sche Versorgung, Schikanen der Wärter 
gegen ausländische Mitgefangene usw. 
Anlaß der Protestaktion war die Amne- 
stie, die zur gleichen Zeit Gefangenen in 


den Knästen der ehemaligen DDR ge-. 


währt wurde. Die Rheinbacher Gefan- 
genen forderten eine Gleichbehand- 


lung, sprich : ebenfalls Amnestie. -~ 


Die Protestaktion' hätte nicht von 
- einer so großen Zahl Gefangener durch- 
' geführt werden können, wenn die 


im. 


Am 21.8. wurden in der kurdischen 
Stadt Sırnak mehrere hundert Zivilisten 
mit deutschen Panzern wahllos erschos- 
sen. 35000 Menschen mußten deswe- 
gen die zerstörte Stadt verlassen. Am 
29.9. wurden in mehreren Städten der 
Westtürkei Angehörige oppositioneller 
Organisationen festgenommen oder er- 
schossen. 

Die Flüchtlinge, die jetzt vom Ham- 


„ burger Senat in die Türkei abgeschoben 
werden, ‘werden dort sofort an allen 
; Flughäfen verhaftet und der politischen 


Polizei und damit der Folter ausgelie- 
fert. Genau dieses Schicksal droht Sük- 
rü Simsek. Wie können (die Hambur- 
ger) Sozialdemokraten, die für die 
Hamburger Regierungspolitik verant- 
wortlich sind, einerseits von Demokra- 
tie und Menschenrechten reden und an- 
dererseits Flüchtlinge wie Sükrü Sim- 


‘sek direkt in die Hände ihrer Folterer 


‚ausliefern? 

Die politische Diskussion innerhalb 
aller. bürgerlichen Parteien um Art. 16 
GG und die tägliche Abschiebung von 
Flüchtlingen stärken den Rücken der 


.. rechtsradikalen und faschistischen An- 
Der Abschiebestopp in Hamburg war: 
aufgehoben worden; obwohl die Massa- . 


greifer auf Fiüchtlingsunterkünfte. - _ 
Die aktuelle Asyldiskussion ist für die 
täglich stattfindenden Angriffe auf 


Knastleitung die Dachbesetzung. an- 


. fangs nicht geduldet und sogar gefördert 


hätte. Die Leitung der JVA Rheinbach 
verfolgte dabei eigene Ziele. Sie wollte 


auf den Personalmangel aufmerksam 


machen.. Nachdem das erreicht: war, än- 


derte sie jedoch ihre Haltung, eskalierte - 


die Situation, lehnte ein von den Gefan- 
genen gefordertes. Pressegespräch ab 
und ließ schließlich das Dach mit einem 
Sondereinsatzkommando der Polizei 


- räumen. 
Nach der Niederschlagung der Revol- 
te begann eine neue Runde der Repres- 


sion und Schikanen gegen die beteilig- 


ten Gefangenen. Viele wurden in andere 


Knäste verlegt und isoliert, wie Heinz- 
Günther Funk in Bielefeld. Mit Ankla- 


gen wegen. Nötigung, Sachbeschädi- - 


gung, . Widerstand und versuchter 


schwerer Körperverletzung sollten eini- 


ge der 120 Gefangenen ein weiteres Mal 


Flüchtlinge und Immigranten mitver- 
antwortlich. 

Sükrü Simgek ist in der kurdischen 
und türkischen Öffentlichkeit in Ham- 
burg aufgrund seiner politischen Arbeit 
ein bekanntes Gesicht. Er und seine - 
Frau beteiligten sich an vielen Aktionen 
gegen die faschistische Regierung in 
Ankara. 

Sükrü Simsek erwartet Folter und In- 
haftierung. #2 

Da seit dem 10.8.92 Hamburg Kur- 
den in die Türkei abschiebt, stellte Sük- 
rü Simsek am 25.9.92 einen Asylfol- 
geantrag. Da nach dem neuen Asylver- 
fahrensgesetz seit Juli 1992 nur das 
Bundesamt für die Anerkennung poli- 
tisch Verfolgter zu entscheiden hat, will 
die Ausländerbehörde Sükrü Simsek bis 
zur Abschiebung im Gefängnis festhal- 
ten. 


* Wir fordern die sofortige Freilassung 
von Sükrü Simsek 

* Wir fordern einen erneuten Abschie- 
bestopp für Kurden 

* Wir fordern ein dauerndes Bleibe- 
recht für alle kurdischen Flüchtlinge 
Informations-Zentrum für Freie Völker, Teichstr. 
I6/E, 5000 Köln 30, Tel.: (0221) 531278, Fax: 
(02.21) 53 1700. | 


Hunger- und Durststreik gegen 
unmenschliche Haftbedingungen 


bestraft werden. 5 von ihnen wurden 
mittlerweile zu Haftstrafen zwischen 6 
und 12 Monaten verurteilt. Als Bela- 
stungszeugen treten die gleichen Beam- 
ten auf, die für jahrelange Schikanen 
verantwortlich sind und die die Gefan- 
genen teilweise noch dazu aufgefordert 
hatten, doch auch auf das Dach zu stei- 
gen. Angesichts dieser Urteile können 
wir es nur als Heuchelei empfinden, 
wenn das Gericht Verständnis für die 


‚Motive der protestierenden Gefangenen 


äußert. Heinz-Günther Funk erhielt mit 
| Jahr Haft die höchste Strafe — offen- 
bar weil er schon lange die Zustände in 
den bundesdeutschen Knästen anklagt 
und den Widerstand dagegen rechtfer- 


tigt. 


Seit der Verurteilung unterliegt Heinz- 


Günther Funk wieder . verschärften 
Haftbedingungen im Bielefelder Knast 
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— er ist von Gemeinschaftsveranstal- 
tungen ausgeschlossen. Dagegen wehrt 
er sich mit einem verzweifelten Hunger- 
und Durststreik. 

Wir protestieren gegen die zynischen 
Urteile gegen die Dachbesteiger. Nicht 
sie gehören verurteilt, sondern das Ju- 
stiz- und Knastsystem. Heinz-Günther 
Funk gehört wıe andere kämpfende Ge- 
fangene raus. 

Wir fordern: 

— die Einstellung aller Haftverschär- 
fungen und Schikanen gegen die Dach- 
besetzer! 


— Schluß mit der Isolationshaft! 
— Freiheit für alle revolutionären Ge- 
fangenen! 


Was jede/r tun kann: Ruft bei der stell- 
vertretenden Leiterin der JVA Bielefeld 
an und protestiert dort: Fr. Blickslage, 
Tel.;, (0521) 48960. Unterstützungskomi- 
tee Köln, 12. 10.92 

Heinz-Günther Funk hat den Durststreik inzwischen 
abgebrochen; ob er noch im Hungerstreik ist, konn- 
ten wir leider nicht mehr in Erfahrung bringen. Am 
18. 10. fand jedenfalls noch eine Kundgebung vor 
dem Knast statt. (d. Red.) 





Die palästinensischen Gefangenen 
haben ihren Hungerstreik beendet 


Der Hungerstreik der palästinensischen 
Gefangenen ist am 15.10. offiziell be- 
endet worden — bis zum 7. 10. beteilig- 
ten sich 9000 Gefangene daran. Auch 
wenn der Hungerstreik abgebrochen 
worden ist, wollen wir doch trotzdem 
Auszüge aus einem Flugblatt der Gefan- 
genen, das an die internationale Ge- 
meinschaft gerichtet war, veröffentli- 
chen, denn der Kampf um die Forderun- 
gen der Gefangenen geht weiter. 

„Wir, die palästinensischen Gefange- 
nen in den israelischen. Besatzungsge- 
fängnissen, rufen Euch auf, uns zur Sei- 
te zu stehen und uns zu helfen, in unse- 
ren humanitären Angelegenheiten zu 
siegen, und daran zu arbeiten, unsere 
Leiden und Schmerzen zu erleichtern, 
“ die wir erfahren, seit wir Geiseln orga- 
nisierter Folter, Mißhandlung und Ver- 
folgung sind. 

Die zentrale Gefängnisbehörde geht 
kontinuierlich gegen uns vor, ohne 
menschliche und gesetzliche Einschrän- 
kung. Angesichts der laufenden Ver- 
handlungen für eine friedliche Regelung 
im Mittleren Osten fordern wir die in- 
ternationale Gemeinschaft auf, sofort 
und ernsthaft zu intervenieren, um un- 
sere Leben zu schützen, unsere legiti- 
men Forderungen zu erfüllen, um so der 
Politik des langsamen Mordens an unse- 
ren Körpern und Seelen ein Ende zu be- 
reiten und uns menschliche Haftbedin- 
gungen zu garantieren. 

Besatzung, Unterdrückung, Knast 
und Frieden passen nicht zusammen. Da 
wir der größte Teil der palästinensi- 
schen Gesellschaft sind, der Tag und 
Nacht der israelischen Unterdrückung 
unterworfen ist — in einer Zeit, in der 
sich die Tore der Freiheit für uns öffnen 
sollten —, rufen wir Euch auf, die Poli- 
tik der Festsetzung von Tausenden palä- 
stinensischen FreiheitskämpferInnen zu 
stoppen, die nichts weiter taten, als in 
Liebe zu ihrem Heimatland gekämpft zu 
haben, damit ihr Volk seine Freiheit er- 
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reichen kann wie andere Völker auf der 
Erde. 

Ihr ehrlichen Menschen der Welt und 
jene, die die Fahne der Freiheit, der 
Menschenrechte hochhalten, und dieje- 
nigen, die für die Rechte der politischen 
Gefangenen kämpfen, fordern wir 
nochmals auf, unsere Forderung aufzu- 
nehmen, auf verschiedenen Ebenen tä- 
tig zu werden. Unterstützt unseren 
Kampf für unser Grundrecht nach Luft!, 
Nahrung, Kleidung, medizinischer Be- 
handlung und Sonnenlicht. Ubt Druck 
aus, um die Politik der Einzelhaft zu be- 
enden, die über Hunderte unserer Ge- 
fangenen verhängt worden ist, die in 
Isolationszellen gehalten werden, die an 
Gräber erinnern. So haben wir, bestärkt 
durch all das Obengenannte und nach- 
dem alle Anstrengungen eines Dialogs 
mit den Gefängnisleitungen gescheitert 
waren, einen unbegrenzten Hunger- 
streik zur Erfüllung unserer Forderun- 
gen ausgerufen. In diesem alles umfas- 
senden Kampf, mit unseren leeren Ein- 
geweiden als einzige Waffen, mit unse- 
rem Willen und Zutrauen in unsere Zie- 
le, werden wir uns nicht aufhalten las- 
sen, bis der Sieg erreicht ist. Eure Rolle 
wird dabei lebensnotwendig sein, um 
unsere Seelen vor dem Tod zu retten. 

Revolution bis zum Sieg — Die Ge- 

fangenen der palästinensischen Revolu- 
tion in den besetzten Gebieten“ 
1 Die völlig überfülltern Gefängniszellen sind in der 
Regel nur mit winzigen Fenstern ausgestattet. Zum 
Beispiel im Hebron-Knast (Westbank) sind die weni- 
ger als 0,3 qm kleinen Fenster mit durchlöcherten 
Blechen vernagelt bzw. mit Fliegendraht versehen. 
Ein Loch im Zellenfußboden für die Notdurft muß 
gleichzeitig als Abfluß für das Duschwasser dienen. 
Der Gestank besonders in den langen heißen Som- 
mern istunerträglich. 


Zu den Forderungen der palästinensi- 
schen Gefangenen, die im Hungerstreik 
waren, gehört(e) als allererstes die For- 
derung, den Isolationstrakt in Ramle/ 


Nitsan Prison zu schließen. Weitere 
Forderungen waren /sind: 

— Aufstellung eines unabhängigen Ko- 
mitees, das die Verhaftungen, Verhöre 
und die Gewaltanwendung des General 


Security Service (Shabak) untersucht. 


(Während dieser Verhöre sind in diesem 
Jahr bereits 5 Gefangene von Shabak 
ermordet worden.) 

— Schließung der Konzentrationslager 
(z.B. Ansar 3 in der Negev-Wüste) 

— Freilassung von Hunderten Gefange- 
nen, die minderjährig sind. 

In der langen Liste der Forderungen 
wird auch die Umwandlung der lebens- 
langen Haftstrafen in 15 Jahre verlangt, 
wie es in verschiedenen Ländern bereits 
der Fall ist. 


Vom ‚Alternative Information Center“ 
in Jerusalem erreichten uns am 16. 10. 
erste Informationen nach dem Ende des 
Hungerstreiks: 

Der Hungerstreik und die Fahrlässig- 
keit der Gefängnisbehörden hatten am 
15.10. ihr erstes Todesopfer gefor- 
dert: Hassan ’Abeidat, 22 Jahre alt, aus 
Jabel Mukabbar nahe Jerusalem, inhaf- 
tiert im Gefängnis von Ashgelon. Er be- 
teiligte sich am Hungerstreik und klagte 
am 15.10. um 3 Uhr nachts über starke 
Schmerzen in der Brust. Er wartete 6 
Stunden lang (bis 9 Uhr vormittags) in 
der Gefängnisklinik auf seinen Trans- 
port ins Krankenhaus Barzilai/ Ashge- 
lon. Er starb im Krankenhaus in den 
Nachmittagsstunden; als Todesursache 
wurde Herzversagen angegeben. Am 
selben Tag noch erklärten die Gefange- 
nen in zahlreichen Gefängnissen einen 
befristeten Proteststreik anläßlich des 
Todes von Hassan ’Abeidat. Außerhalb 
der Gefängnisse erklärte die Vereinigte 
Führung der Intifada einen eintägigen 
Geschäftsstreik in den Städten der 
Westbank und einen dreitägigen Streik 
in Jerusalem. | 

Nach Bekanntwerden der Beendigung 
des Hungerstreiks lösten sich die per- 
manenten Solidaritätsversammlungen 
aus Angehörigen der Gefangenen in den 
lokalen Büros des Roten Kreuzes lang- 
sam auf. 

Der Streik erhielt ein starkes Echo in 
den israelischen Medien und brachte 
auch einen Konflikt zwischen Polizei- 
minister Moshe Shahal (Arbeiterpartei) 
und dem Gefängnisbeauftragten Gabi 
Amir (Likud) ans Licht der Offentlich- 
keit. Der Polizeiminister erklärte am 
15. 10. in Interviews mit dem israeli- 
schen Radio und TV, daß ‚‚es bedeuten- 
de Meinungsverschiedenheiten zwi- 
schen seinem Ministerium und der Ge- 


‚Tängnisbehörde gibt, die in letzter Zeit 


so groß geworden sind, daß sich der 
Minister genötigt sah, Gabi Amir direk- 
te Weisungen bezüglich des erwünsch- 
ten Vorgehens in konkreten Fällen zu 
geben (z.B. verweigerte Gabi Amir der 
ministeriellen Untersuchungskommis- 


sion den Zutritt zum Gefängnis Nafha, 

ebenso wollte er Ali Gozlan, den Vorsit- 
zenden des Komitees der palästinensi- 
schen Rechtsanwälte, keinen Zutritt zu 
den Gefangenen ‚gewähren, mit der Be- 
gründung, er sei selbst in der Vergan- 
genheit Gefangener gewesen). Gabi 
Amir habe offensichtlich noch nicht 
verstanden, daß es einen Regierungs- 
wechsel gegeben habe und daß jetzt zur 
Zeit der Friedensverhandlungen ein an- 
deres Verhalten angesagt ist.“ 


Ergebnisse des Hungerstreiks 
Polizeiminister Moshe Shahal ernannte 
eine Untersuchungskommission unter 
der Leitung von Shaul Levi (dem Vor- 
gänger Gabi Amirs als Direktor der Ge- 
fängnisverwaltung, der damals unter 
der Likud-Regierung wegen zu liberaler 
Haltung seines Amtes enthoben wurde). 
_ Die ministerielle Untersuchungskom- 
mission traf sich am Mittwoch, den 
14.10., zu Verhandlungen mit dem 
Streikkomitee im Gefängnis Jneid (dort 
befindet sich die Führung des Streiks). 
Nach mehrstündigen Verhandlungen 
erklärten die Gefangenen in Jneid das 
Ende des Hungerstreiks und forderten 
alle anderen Gefängnisse auf, ihnen zu 
folgen. Nur die Gefangenen in Nafha 
bestanden darauf, ihren Hungerstreik 
bis zum Eintreffen der Kommission in 
Nafha fortzusetzen. 


Am Donnerstag, den 15.10., traf 


= sich-die ministerielle Kommission mit 


dem Streikkomitee in Nafha. Nach lan- 
gen Verhandlungen erklärte der Spre- 
cher der Gefangenen, Jabe Wishah, das 
Ende des Streikes und forderte die Soli- 
daritätsstreikenden in den Büros des Ro- 
ten Kreuzes auf, die Sit-Ins abzubre- 
chen. 

Mittlerweile besucht die ministerielle 


Peru-Militärtribunal gegen 
Abimael Guzmän 


Nachdem A.Guzmän, Vorsitzender 
der Kommunistischen Partei Perus, hier 
bekannt als „Sendero Luminosos am 
12.9.1992 in Lima festgenommen 
worden war, forderte der peruanische 
Präsident Fujimori sofort die Todesstra- 
fe für ihn, obwohl das Gesetz dort:sie 


verbietet!. Er ließ ihn in einem Käfig 


etwa 300 Journalisten vorführen, die 
ihn beschimpften, beleidigten und ihm 
zum Abschluß die Nationalhymne vor- 
sangen. Diese Bilder einer beispiellosen 
Demütigung erreichten per Tagesschau 
auch uns hier. 


Seit dem 30.9. 1992 hält sich eine in- 


ternationale Beobachter-Delegation, 


vornehmlich Juristen, in Lima auf. Sie : 


wurde zum Prozeß nicht zugelassen. 


Der Präsident selbst teilte über’ s Fern- : 
sehen mit, daß es für die „ausländischen 





+ 


Kommission alle Gefängnisse und dis- 
kutiert die mit Jneid und Nafha ausgear- 
beiteten Vorschläge. 

Am Dienstag, den 20.10., wird ein 
abschließendes Treffen zwischen der 
ministeriellen Kommission und dem 
Komitee in Jneid stattfinden. Dabei sol- 
len die Behörden und die Gefangenen in 
Anwesenheit der Rechtsanwälte ein 
Übereinkommen unterschreiben (das ist 
das erste Mal!). 

Bezüglich der Gefangenenlager des 
Militärs erklärte der Polizeiminister, 
daß er wenig direkt unternehmen kann, 
da sie der Armee und dem Verteidi- 
gungsministerium unterstehen. Er wür- 
de jedoch die Empfehlung abgeben, die 


Anwälte keinen Weg‘ gäbe, den Prozeß 
zu beobachten. 

Die Delegation hat dann gegenüber 
den Medien immer wieder 
— verdeutlicht, daß Prozeßbeobachtung 
international üblich ist, selbst vor Mili- 
tärgerichten (z.B. in der Türkei); 
— festgestellt, daß insbesondere die ent- 
würdigende Behandlung des Gefange- 
nen und die Nichtöffentlichkeit des Tri- 
bunals internationale Verträge verlet- 
zen, die auch Peru unterzeichnet hat; 
— erklärt, daß selbst nach innerstaatli- 
chem peruanischen Recht, auch im Hin- 
blick auf die jüngsten Ausnahmedekre- 
te, jedenfalls der Militärrichter unzu- 
ständig ist; 
— darauf hingewiesen, daß Amnesty In- 
ternational ebenfalls dringende Besorg- 
nis geäußert habe über die Verfahrens- 
bedingungen und den Präsidenten brief- 
lich zur Einhaltung der Menschenrechte 
aufgeforderthabe. 

Nachdem die Medien dies zunächst 


Demonstration 
für die 
Gefangenen in 
Ostjerusalem 


Bedingungen dort zu en 

Über die konkreten Antworten auf die 
Forderungen ist noch wenig bekannt, 
alles hängt von dem am 20.10. zu un- 
terzeichnenden Abkommen ab. Bislang 
ist nur bekannt, daß eine große Zahl der 
Forderungen positiv beantwortet wer- 
den soll. Explizit zurückgewiesen wur- 
den bisher folgende Forderungen: die 
Öffnung der Zellentüren tagsüber, die 
Schließung der Isolationsabteilungen 
(Verbesserungen der Bedingungen dort 
wurden versprochen), und lebensläng- 
lich Gefangenen ist auch weiterhin nicht 
gestattet, im Gefängnis zu arbeiten (dies 
kann jedoch nach 3 Jahren in jedem spe- 
zifischen Fall neu überprüft werden). 


zumindest zum großen Teil publiziert 
hatten, wurde dann mit einer beispiello- 
sen Pressehetze versucht, die Delega- 
tion einzuschüchtern und ihre Arbeit zu 
behindern. Der Premier nannte die aus- 
ländischen Beobachter „Scharlatane‘‘, 
und der Präsident teilte im Fernsehen 
mit, das peruanische Volk werde schon 
wissen, wie es mit ihnen umzugehen ha- 
be. 

Rechtsanwalt Heiming war bis zum 
7.10.1992 bundesdeutscher Teilneh- . 
mer in der internationalen Delegation. 
Besonders aus seinen Erlebnissen und - 
Erfahrungen, die in diesen Bericht ein- . 
geflossen sind, wissen wir, daß allein. 
die Existenz einer solchen Delegation in 
Peru ein enormes Echo ausgelöst hat. ° 
Wir halten es für dringend erforderlich, ` 
zumindest bis zum Ende des gesamten 
Verfahrens gegen A.Guzmän, das der 
Präsident schon vor "Wochen für. den < 
27.10.1992 spätestens angekündigt. : 
hat, weitere Delegationsteilnehmer 
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dorthin zu entsenden. 

Dafür wird Geld benötigt, so daß wir 
hiermit dringend zu Er aufru- 
fen! 

Rechtsanwalt Andreas Groß, Wiesbaden; Rechtsan- 
walt Martin Heiming, Hirschhorn; Rechtsanwalt 
Thomas Herzog, Berlin; Rechtsanwalt Rainer Koch, 
Frankfurt/Main. 

Konto RA Heiming, Postbank Kam- 
burg, BLZ 20010020, Konto-Num- 
mer 74847-203, Stichwort: Peru. 


1 Am 15.10. hat Präsident Fujimori 
die Wiedereinführung der Todesstrafe 
für , Terroristen“ angekündigt. Das 
Kabinett soll am Tag vorher einen ent- 
sprechenden Entschluß gefaßt haben. 
Jedoch soll die Todesstrafe nicht rück- 
wirkend verhängt werden können, was 
für A. Guzmän insofern von Bedeutung 
wäre, als er bereits am 14.10. zu le- 
benslanger Haft verurteilt worden ist. 
(d. Red.) 


Bei Gefängnisaufstand 
in Brasilien mehr als 
200 Gefangene getötet 


Am 2.Oktober fand ein Aufstand im 
mit 7300 Gefangenen hoffnungslos 
überbelegten Gefängnis von Sao Paulo 
statt. Bei dem Polizeieinsatz wurden 
wahrscheinlich mehr als 200 der Gefan- 
genen getötet. Wir verfügen leider nicht 
über mehr Informationen als die, die in 
den Medien verbreitet wurden. Wer von 
unseren Leserinnen und Lesern mehr 
darüber weiß oder sogar direkte Kon- 
takte nach Brasilien hat, melde sich 
doch bitte bei uns. (d. Red.) 


Prozeßtermine 


Prozeß gegen Ralf und Knud 

Die nächsten Termine im Prozeß gegen 
Ralf Gauger und Knud Andresen vor 
dem Landgericht in Itzehoe sind am 
22. 10., 26. 10. ; 3ll.. S: 
12. IE, A 23115: 26H, 
30. 11., jeweils um 9.30 Uhr. Treff- 
punkt in Hamburg ist um 8 Uhr an der 
impressum 


Dgn tarri 
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Angehörige Kinder malen 
für politische Gefangene 


Auf 16 farbigen Postkarten haben sich 
ieben angehörige Kinder verschiede- 
nen Alters ihre Knasterfahrungen von 
der Seele gemalt oder einfach den Ge- 
fangenen eine Freude machen wollen. 
Bunte Kartenserie — 16 Stück 13 DM 
plus 2 DM Porto. Bei Sammelbestellung 
über 3 Serien und mehr — Porto 4 DM. 
Bitte Vorauskasse bar oder Scheck an: 
Angehörige der politischen Gefange- 
nen, Postlagerkarte 050205, 6230 
Frankfurt / Main 80. 


Termine 


Veranstaltungsreihe ‚Gegen das Ver- 
gessen — Freiheit für Gerhard Böge- 
lein“ von der Autonomen Infogruppe 


Kiel und der AG Gerhard Bögelein or- 


ganisiert. 

Die weiteren Termine und Themen der 
Veranstaltungsreihe in Kiel, Haßstr. 
22. 

26.10., 20 Uhr, Galerie, ‚,‚Entsor- 
gung“ der Geschichte; 30.10., 20 
Uhr, Theaterraum, Kulturveranstal- 


tung, ein Programm mit der Bremer 
Kabarett-Gruppe ‚‚Roter Pfeffer‘. Ein- 
tritt 6 DM/9 DM; 2.11., 20 Uhr, Ga- 
lerie, „Das internationale Antifaschisti- 
sche Komitee in Leipzig“; 16.11., 20 
Uhr, Galerie, Antifaschistische Per- 
spektiven — Referate und Diskussion; 
23.11., 20 Uhr, Galerie, ‚Nachbe- 
trachtung und Reflexion der Veranstal- 
tungsreihe, Diskussion einer Freilas- 
sungskampagne für Gerhard Böge- 
len“; 7.12., 20 Uhr, Theaterraum, 
„Weitere Hintergründe zum Prozeß, 
Solidarität und gespaltene Erfahrun- 
gen“. 

Hamburg. 30. 10., (Ort und Zeit wer- 
den noch bekanntgegeben), Veranstal- 
tung von Roter Flora und Soligruppe 
Ralf und Knud. Am 31. 10. soli es dann 
ein gemeinsames Frühstück geben und 
abends eine große Party, denn am 1.11. 
ist der dritte Jahrestag der Flora-Beset- 





. 050205, 6230 Frankfurt/M. 80. Erscheint vierzehntäglich bei GNN Gesellschaft für Nach- 
richtenerfassung und Nachrichtenverbreitung in Schleswig-Holstein/Hamburg m.b.H., 
Güntherstr. 6a, 2000 Hamburg 76. V. i. S. d. P. : Günter Sonnenberg. 

Redaktionsanschrift und Bestellungen: GNN-Verlag, Güntherstr. 6a, 2000 Hamburg 76, 
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1,20 DM. Ein Halbjahresabon- 
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sonstige Weiterverkäufer erhalten bei einer Bestellung ab 3 Stück 30 % Rabatt, ab 50 Stück das 
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zung. Kontaktadresse: Flora-Öffent- 
lichkeitsgruppe, c/o Rote Fiora, Schul- 
terblatt 71, 2000 Hamburg 36. Informa- 
tionen: Flora-Infocafé, jeden Donners- 
tag ab 16 Uhr, Tel. : (040) 439 54 13. 


Kiei. 1.11., 16 Uhr, Arbeitslosenla- 
den, Iltisstr. 34, Fortsetzung der Bera- 
tung von Schleswig-Holsteinischen Lin- 
ken über das ,Wie weiter“ im Kampf 
für die Rechte der politischen Gefange- 
nen, Besprechung eines Flugblattes da- 
zu zu den Aktionen um den 9.11. Bei 
der letzten Beratung nahmen teil: 
Avanti, Autonome Infogruppe Kiel, 
Rote Hilfe Kiel, BWK/VSP, Volks- 
front, Theprax-Infoladen Rendsburg, 
AG ZL Neumünster u.a. 


Veranstaltungsreihe im Info-Cafe Ham- 
burg 

4.11., 19.30 Uhr, ‚Deutschland, du 
sollst die Ermordeten und die Mörder 
nicht vergessen“ (Klabund); 18.11., 
19.30 Uhr, „Die DDR war noch weit 
entfernt von der Realisierung ihres ge- 
sellschaftlichen Anspruchs . Den- 
noch war sie ... den Idealen des guten 
Menschen mehr zugewandt als den Ge- 
setzen der Wölfe“ (Inge Viett). 

Das Info-Cafe findet jeden 1. und 
3. Mittwoch im Monat im Cafe Frau 
Döse, Bartelsstr. 10, Tel.: (040) 
4302590, statt und ist ab 15 Uhr ge- 
öffnet. 


Würzburg. 13.11., 20 Uhr, St. Johan- 
niskirche, Rennweger Ring 2, „Musik 
und Lyrik“, Orgelmusik von Joh. 
Brahms, internationale Texte von Ge- 
fangenen, Gemälde von Tim Blunk, 
USA. Sprecherin: Kathrin Kanne, Or- 
gel: Thomas Wegst, Veranstalter: In- 
foladen und „Initiative Zelle“ der 
KHG. Eintritt frei, Spenden sind für die 
Kampagne ‚Free Mumia Abu-Jamal“ 
bestimmt. 


Frankfurt. 14.11., 21 Uhr, Zentrum, 
Hinter der Schönen Aussicht lla, Soli- 
daritätsdisco für die drei irischen Gefan- 
genen in Frankfurt und deren Angehöri- 
gen. 


Das Plakat ‚Freiheit für alie politi- 
schen Gefangenen‘ ist wieder er- 
hältlich — jetzt ohne den Demoauf- 
druck vom 20.6.92. Es kann bezo- 
ı gen werden über die Redaktionsan- 


schrift (siehe Impressum). Bis 5 
Stück kostet es je 2 DM, ab 5 bis 10 
Stück 1.50 DM und ab 10 Stück je 1 


DM, alles zuzüglich Portokosten. 
Eine Rechnung wird dann den Plaka- 
ten beiliegen. 





Redaktionsschluß für die nächste Aus- 
gabe: Freitag, 30. 10. 92 


